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Arbeitgeber" :

Runter mit den Studentenzahlen!

Der Präsident der Bundesvereinigung der 
deutschen Arbeitgeberverbände, Otto Esser, 
befürwortet eine Begrenzung bzw. Senkung 
der Studentenzahlen. Er befindet sich damit 
in einer ähnlichen Position wie die west­
deutsche Rektorenkonferenz. Unterschied­
liche Meinungen hatten Arbeitgeber und WRK 
nur bezüglich der dazu nötigen "Steuerme­
chanismen". Dies war zumindest Ergebnis 
eines "Spitzengesprächs"
Wie sehen nun die "Steuermechanismen" 
der Arbeitgeber aus:
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"Kostenorientierte Studiengebühren"

D.h.,jeder Student finanziert seinen Studi­
enplatz ganz oder zum Teil selbst, und 
Studienplätze kosten dann abhängig vom 
Studiengang unterschiedlich viel. Das ganze 
will man von Seiten des Arbeitgeberverbandes 
als "marktwirtschaftliche" Steuerung ver­
kaufen. Um dem ganzen eine "soziale" Kompo­
nente zu geben, soll es für die Finanzierung 
Darlehen geben. Außer, daß diese Lösung 
dem einzelnen Studenten höhere Schulden­
berge aufhalst, läuft sie auf dasselbe hin­
aus wie der alte Vorschlag, Bafög nur als 
Darlehen zu vergeben (Vorstellungen von 
CDU und RCDS). Es ist schon eine seltsame 
Sache, daß ausgerechnet diejenigen, die 
die eigentlich Profitierenden eines Stu­
diums sind - Arbeitgeber verwenden schließ­
lich die Studienabsolventen zur Vermehrung 
ihrer Profite - jetzt diesen auch noch die 
Kosten für ihre Ausbildung aufbürden wollterl^r 
Dies um so mehr, als eine solche Regelung 
heute vorhandene Bildungsprivilegien festigt 
und Studienabsolventen, die ihre Schulden 
nicht mit der linken Hand zahlen können, 
zwingt, ihre Arbeitskraft ohne Wahl und 
Mucken zu verkaufen. Vielleicht sollten 
diejenigen aktiv an der Bildungsfinan­
zierung beteiligt werden, die von ihr pro­

fitieren,
D A S  SYSTEM D E R
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Und so sehen die "Steuermechanismen" 
der WKK aus:

Gesteigerte Studienanforderungen

Die WRK will die Studentenzahlen durch 
verstärkte Beratung und gesteigerte 
Leistungsanforderungen senken bzw. 
steuern, dies vor allem aus "pädago­
gischen und sozialen Gründen" (laut dpa ). 
Gesteigerte Leistungsanforderungei? können 

^ur bedeuten, daß ein Abitur eben keine 

Allgemeine Hochschulreife mehr ist und 
statt dessen ein Numerus Clausus, 
Studieneingangstests, Probesemester o.ä. 
dazwischengeschaltet werden. NC ist ja 
nun nichts neues und auch Tests (Medi­
zin) gibt es schon. Was sich die WRK 
da noch einfallen läßt, bleibt abzuwar' 
ten.

Aber sowohl die Lösungsvorschläge von 
WRK als auch von Arbeitsgebern zur Ent­
lastung der Hochschulen gehen an den re­
alen Problemen vorbei:

J^aendarbeitslosiakeit - 1982: 330.000

Arbeitslosigkeit 1982: 2 Millionen

Gleichzeitig aber ist die Wirtschaft nicht 
in der Lage, allen Jugendlichen einen 
qualifizierten Ausbildungsplatz zur Ver­
fügung zu stellen. Besonders makaber ist 
es dann auch, wenn man im Z tralorgan 
des Arbeitgeberverbandes, dem "Arbeit­
geber", nachlesen kann, die Jugendarbeits­
losigkeit dürfe nicht dramatisiert werden. 
Da wird gezeigt, daß der Anteil der 
Jugendlichen an der Gesamtarbeitslosigkeit 
gleich geblieben ist.

Lösungsvorschläge, wie die Ausbildungs­
abgabe, werden als anti-wirtschaftlich 
gegeiselt, aber aus eigener Kraft schafft 
es die Wirtschaft offensichtlich nicht mit 
dem Problem fertig zu werden.

Wer sich auf die "Kraft" der Wirtschaft 
verläßt, muß warten können. Das gleiche 
gilt für ihre "
Vorschläge für die Hochschulen.

Aber auch die WRK scheint über den Rand 
eigener Interessen nicht hinausblicken 
zu können.

Zwar hat der Vorsitzende des Arbeitge­
berverbandes gesagt, daß den Abituri­
enten, die nicht studieren, qualifi­
zierte Ausbildungsplätze zur Verfügung 
gestellt werden sollen, ja, daß die 
Industrie ein besonderes Interesse 
an solchen praxisorientierten Ausbil­
dungsgängen habe.



Die Situation der Lehramtsanwärter und der Lehramtsstudenten hat
'V

sich in jüngster Zeit dramatisch zugespitzt. Während bis vor 

kurzem trotz der allgemein schlechten Aussichten Hoffnungen auf 

Einstellungen für Absolventen gerade der an der THD vertretenen Studien­

gänger und Studienfächer nicht gänzlich unbegründet schienen, 

läßt die Haltung der Landesregierung nun weder Hoffnungen noch 

Illusionen mehr zu. Daß nach dem Willen des Kultusministers die 

Zahl der Lehrerstellen von derzeit 45.000 auf 42.000, nach dem 

d s Finanzministers gar auf 36.000 reduziert werden soll, hat 

zur Folge, "daß bis 1985 jährlich nur ganz wenige Lehrer mit 

einer Einstellung rechnen können, was wahrscheinlich auch für den

überschaubaren Zeitraum nach 1985 gilt" ("Signale beachten!
/ .

Schlechte Aussichten für Lehramtsstudenten". Sonderdruck aus 

"Schule in Hessen" 1/1982, Hrsg. v. Hess. Kultusminister).

Die Zahl der gegenwärtig schon arbeitslosen Lehrer - in Hessen 

etwa 4.000, in der gesamten Bundesrepublik 29.400 - wird sich

dementsprechend vervielfältigen.
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Zur Begründung dieser rabiaten Politik des Kahlschlags gegen­

über mehreren Generationen von Lehrerstudenten beruft sich
i.

die Landesregierung auf zwei angebliche Sachzwänge: auf die rück­

läufigen Schülerzahlen und "die angespannte Finanzlage der 

öffentlichen Hand" ("Signale beachten\Ha .a .0.). Daß der eine 

"Sachzwang" den anderen so trefflich ergänzt, soll den Einstellungs- 

stop nicht nur als gerechtfertigt, sondern geradezu als sachlich 

geboten erscheinen lassen.

Dagegen ist an folgendes zu erinnern:

1. Bei abnehmender Schülerzahl und steigender Zahl der Lehramts­

bewerber könnte die Landesregierung die Schulen endlich voll­

ständig nach der von ihr selbst festgelegten Schüler-Lehrer- 

Relation mit Lehrern ausstatten. Stattdessen weist sie den 

Schulen nach wie vor nur 80% der von ihr selbst für nötig 

gehaltenen Lehrer zu.



2. Die zahlreichen Engpässe in den Schulen könnten durch arbeits­

lose Lehrer mühelos beseitigt werden. Stattdessen weist das 

Kultusministerium die Schulen an, Klassen möglichst groß zu 

bilden (nach dem "Höchstzahlenprinzip) und die Stundentafel

- also den den Schülern zustehenden Unterricht-zu kürzen.

3. Die Zahl der jetzt und in den nächsten Jahren zur Verfügung 

stehenden Lehrer ließe es zu, durch Reduzierung der Klassen­

größen und planvolle Förderung die Bildungsmöglichkeiten

für alle Schüler erheblich zu verbessern. Stattdessen scheint 

die Landesregierung Schule auf Dauer als Verwaltung des Mangels 

und der Unzulänglichkeit organisieren zu wollen.

4. Während die Landesregierung hinsichtlich des Schulwesens sich 

auf den angeblichen Sachzwang des Finanzmangels beruft, ver­

sucht sie auf der anderen Seite mit allen Mitteln teure und
4

umstrittene Großprojekte durchzusetzen. Auf Bundesebene kann 

von einer Kürzung des riesigen Militärhaushalts keine Rede 

sein. Beides belegt, daß die Stellenkürzungen im Schulbereich 

nicht Folge eines als Sachzwang unausweichlich wirkenden 

Finanzmangels, sondern Folge politischer Entscheidungen gegen 

das Bildungswesen ist.

Angesichts dieser Sachverhalte sind wir als Profess’oren und wissen­

schaftliche Mitarbeiter des Fachbereichs Erziehungswissenschaft und 

Psychologie nicht bereit, diese Politik der Landesregierung gegen- 

überuna&rer> Studenten zu rechtfertigen oder auch nur um Verständnis 

für sie zu werben. Wir halten es im Gegenteil für unsere Pflicht, 

gemeinsam mit unseren Studenten nach den gesellschaftlichen und poli­

tischen Ursachen dafür zu fragen, daß mehreren Generatiqnen von 

Lehrerstudenten und zahlreichen anderen jungen Menschen die Teil­

nahme an der gesellschaftlichen Arbeit verwehrt und damit die 

materielle Grundlage selbständiger Existenz entzogen wird. Dabei 

werden wir auch den Umstand zu bedenken haben, daß die auf Kosten 

der Schüler und gegenwärtig insbesondere der Lehramtsstudenten und 

-anwärter erfolgende Demontage der Bildungspolitik gerade 

durch eine sozialliberale Landesregierung vorgenommen wird, 

die einst eine an den Bildungsbedürfnissen orientierte Re­

formpolitik verheißen hatte.

gez. Gamm gez. Pooria

gez. Koneffke gez. Steffens

gez. v. Machui uhd viel* (Mett.



frankfurter 
friedens 
kongress
Zum Frankfurter Friedenskongreß haben der ASTA-UNI 

Frankfurt und das soz. Büro Offenbaeh ein Thesen­

papier herausgegeben, das wohl eine Diskussions - 

grundlage bilden soll. Allerdings ist der Te,xt mit 

Fremdwörtern und Bandwurmsätzen derartig gespickt, 

daß man geneigt ist, ihn als neuartigen kombinier­

ten für Konzentrationsfähigkeit und Sprachkennt - 

nisse anzusehen. Doch, Spaß beiseite, da eine Aus­

einandersetzung mit dem Papier auf jeden Fall lohnt, 

folgt hier eine Übersetzung und Inhaltsangabe, die 

auch für weniger sprachorgastisch- begeisterte Lq  - 

ser akzeptabel sein soll:

In dem Text wird das derzeitige Anwachsen der 

Friedensbewegung und somit die diffuse Angst der 

Menschen, die damit verbundene zunehmende Wider - 

Standsbereitschaft gegen weitere Aufrüstung hinter­

fragt. Es wird die These aufgestellt, daß die Er - 

kenntnis der Unzulänglichkeit militär. "Friedens­

sicherung " (-*• Abschreckung) und der damit verbun­

denen Bedrohung menschlicher Existenz zwar die 

Friedensbewegung gebar, ihre heutige Bedeutung aber 

längst nicht mehr auf dieses Thema beschränkt ist. 

Vielmehr handelt es sich bei der Kriegsangst um ein 

Sinnbild für allgemeine z.T. unbewußte gesellschaft- 

Ängste. Die zerstörerische Kraft unserer Gesell­

schaft (im Text "Destruktionspotential" genannt) 

äußert sich nur am vordergründigsten in der Rüstung, 

in der Drohung totaler Vernichtung. Es handelt sich 

um eine tiefgehende zivilisatorische Krise unseres 

Wachstumsmodells.

— Destabilisierung der Blöcke?—

Dazu kommt, daß die atomar abgesicherte Bipolarität, 

also die Weltherrschaft zweier, sich als gleichge­

wichtig anerkennende Sunermäcbte, ins Wanken geraten 

ist. Zum einen ist dies durch die Entspannungspolitik 

geschehen, zum anderen durch einen zunehmenden 

ökonomischen Gegensatz im westlichen Bündnis, der 

durch den sicherheitspolitischen, wie er sich in 

Militärdoktrinen niederschlägt, noch gesteigert wird. 

In diese Widersprüche ist nun die Friedensbewegung 

hineingestoßen, sie ist damit ebenfalls zu einem 

"Moment der Destabilisierung" geworden, obwohl sie

die Friedenserhaltung will. Sie ist gezwungen, Alter­

nativen aufzuweisen, welche jedoch die alte Ordnung 

der Bipolarität nur noch weiter in Frage stellt. Alle 

sicherheitspolitischen Überlegungen weisen jedoch in 

die alte Richtung - ob die Friedensbewegung will 

oder nicht. Sie ist gezwungen, in umfassenden Dimen­

sionen zu denken, um nicht durch Versuche des bloßen 

Verhinderns ihrer eigenen emanzipatorischen Trieb­

kräfte zu blockieren.

Daß gesellschaftliche Veränderungen im Bereich der 

Staaten des "realen Sozialismus" den Block—  und 

Sicherheitszusammenhang berühren, wird am Beispiel 

Polens deutlich. Die sozialen Bewegungen in Ost und 

West stellen eine nach 1945 etablierte Bipolarität 

in Frage, jedoch ist die Bewegung im Osten gesell­

schaftlich sogar national, während sie im Westen vor 

allem auf die Friedenssicherung bezogen ist.

Ihre unmittelbaren Interessen können sich unterschei­

den, obwohl sie beide Momente der Destabilisierung 

sind. Diesen Widerspruch aufzunehmen, ist also eine 

der Aufgaben der Friedensbewegung.

Zu diesen zählt ebenfalls, dagegen zu wirken, daß 

das als legitim anerkennende Sicherheitsargument der 

Warschauer Vertragspartner nicht zur Zerschlagung 

von gesellschaftlicher Opposition genutzt wird. Die 

Friedensbewegung muß durch klare Solidarität -mit 

der Oppositionsbewegung dort die politischen und 

sozialen Inhalte stützen, die auch auf einen Wandel 

der Beziehungen zwischen Ost und West hinauslaufen. 

Doch nur wenn diese Inhalte auch von der Friedens*- 

bewegung aufgenommen werden, können ihre sicher— 

heitspolitischen Argumente und Vorstellungen von der 

dortigen Opposition ernst genommen werden.
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• "Europäisierung Europas" —

Die Bipolarität und deren Zwang, sich in Blöcken 

zusammenzuschließen, hat zu einer Verdrängung von 

Konflikten, wie zdm Beispiel die nationale Identi­

fikation usw., wie sie früher in Europa üblich waren 

geführt. Gerade die zunehmende Beschäftigung mit 

deutschen Fragen in Deutschland aber weckt in anderen 

Ländern Erinnerungen an den deutschen Nationalismus 

und schafft Mißtrauen. Da die deutsche Friedensbewe­

gung sowieso die Bipolarität in Frage stellt, wird 

diese historische Dimension von ihr bei der Erstellung 

deutschlandpolitischer Konzepte nicht ernst genug 

genommen. Dies führt zu irreführenden Verdächtigungen 

ihr gegenüber. Die deutsche Friedensbewegung muß 

deshalb eine europäische Perspektive finden, zumal 

die Krise deutlich macht, daß es eine Veränderung im 

Gesamt-Europa bedarf, in Ost und West.
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'Gesellschaft ohne Perspektive ? —

Das Versprechen vom Wohlstand, -gleichen Chancen und 

einem in deutscher Geschichte einmaligen Maß an Demo­

kratie ist fragwürdiger den je. Die gleichen Chancen 

für alle ändern an der Wolfsmentalität der allsei­

tigen Konkurrenz nichts, sie werden heute selber 

wieder zurückgenommen. Das angeblich einzigartige 

Maß an Demokratie zeigt sich als ein entarteter und 

rituell im Namen einer großen Wählermehrheit arbei­

tenden Parteiensystem. Es wälzt grundlegende Probleme 

ab und schnürt eine, sich bildende Fundamentaloppo­

sition repressiv ab.

Eine weitere Schuld an dieser Ernüchterung trägt das 

Arbeitssystem, welches aufgrund mod erner Technolo­

gie^ Arbeitsplätze beschränkt, und die Arbeit immer 

monotoner, raumentleerter macht. 2 Millionen Arbeits­

lose, mindestens ] Million Arme und eine wachsende 

Zahl vom Arbeitsprozeß psychisch oder physisch Er­

krankter sind die Folge.

Zur Aufrechterhaltung des sozialen Friedens sind 

immer größere Zwänge notwendig, sollen die Arbeiten­

den und Funktionstüchtigen, gegen die "Verlierer" 

dieses Modells ausgespielt werden. Um Risse im herr­

schenden Block in Staat, Parteien und Gewerkschaften 

zu kitten oder wenigstens den Machteinfluß der loya­

len Teile zu retten, wird derzeit eine Taktik der 

Geselllschaftsspaltung und politischen Ausgrenzung 

verfolgt, die sich in der Diffamierung der Arbeits­

losen, in der Ausländerpolitik und in der grundsätz­

lich kompromißlosen Behandlung selbst großer Protest­

bewegungen zeigt. Diese Strategie der Disziplinierung 

und der Repression soll eine tieferliegende Krise 

überdecken: der Bankrott einer größenwahnsinnigen 

Ökonomie und erstarrten Politik. So wie im Innern 

der Gesellschaft die Instabilität zunimmt, so produ­

ziert sie "außen" Instabilität und Kriegsgefahr.

Nicht nur ein nicht nachlassender Export von Kriegs­

material, sondern auch von vollkommen "friedlichen" 

Gütern und Technologien setzen Verhältnisse der 

sozialen Ungleichheit und politische Unterdrückung 

in der Welt voraus, und sie alle reproduzieren diese 

Verhältnisse.

Daher sind Bürgerkriege, Konkurrenz und Konfrontation 

der Blöcke auf der ganzen Welt - trotz taktischer 

Differenzen zum "großen Bruder" USA - eben auch 

"made in germany". Welche Folgen die enorme Export— 

Orientierung des westdeutschen Kapitals hat, blieb 

bisher immer im Zwielicht politischer Unschuld. Ein 

Punkt, an dem die Friedensbewegung,$.ber auch, die 

Gewerkschaften (sofern am Anpacken sozialer und 

ökonomischer Probleme abhängige Arbeitender wirklich, 

interessiert) nicht vorbeikommen werden. 

Gesellschaftliche Alternativen.

Die in den Gewerkschaften und den verschiedenen 

Protestbewegungen artikulierten gesellschaftlichen 

Alternativen haben also sehr viel mit Frieden zu tun: 

sie schließen ausdrückliche politische Schritte des 

Abbaus von militärischer Bedrohung nicht aus, sie 

zeigen aber eine weitergehende Perspektive der 

gesellschaftlichen Friedenssicherung auf. 

Arbeitsverkürzung, Alternativen zur großindustriellen 

Menschen- und Naturzerstörung, wie auch bloßer Abwehr- 

kampf gegen reale Lohnsenkung, Arbeitsplatzvernich—



tung und Arbeitsplatzentleerung müssen die Voraus­

setzung dominierender Weltmachtorientierung des 

Kapitals ebenso angreifen, wie sie soziale und poli­

tische Tendenzen der Spaltung der Gesellschaft durch­

kreuzen müssen.

-Emanzipation von Angst.— .

In der Auseinandersetzung um die derzeitigen Struk­

turen unserer Gesellschaft leuchtet die Utopie vom 

selbstbestiromten, freien und kreativen Zusammenleben 

auf. Die im Gegensatz zur rituell erstarrten herr­

schaftlichen Politik lebendige Kultur "von unten" 

wird von der wachsenden "Sicherheitspolitik" ebenso 

bedroht, wie sie selbst für jegliche Militärmacht 

eine Bedrohung darstellt. Da sich die Politik des 

Herrschenden auf Ängsten gründet, bringt die politi­

sche Bearbeitung dieser Ängste durch die Friedens­

bewegung und die breite Emanzipation von diesen 

Ängsten eine Gefahr für sie.

H A M B U R G E R SP! E S S  B Ü R G E R S l A A l S ß U R G E R

Sehnsucht nach, einem Frieden ohne Waffen, wachsender Widerstand gegen weitere Auf­

rüstung als äußeres. Zeichen allgemeiner gesellschaftlicher Mängel, das ist sicher­

lich eine provokante These, über die man streiten kann. Nicht von der Hand zu weisen 

sind aber nicht wenige Argumente, die in diesem Text zu ihrer Unterstützung ange­

führt sind. Es ist jedenfalls erfreulich, daß sich die Friedensbewegung um eine 

klarere allgemeine politische Linie zu bemühen und sich ihrer Rolle in der 

heutigen Zeit bewußt zu werden sucht.

Der Kongreß findet vom 17. bis 2o. Juni 1982 in Frankfurt statt. Die verschiedenen 

Plena, Arbeitsgruppen und das Kulturprogramm stehen allen Interessierten, die sich 

mittKritik oder Vorschlägen an der Diskussion beteiligen wollen,offen.

Die Vorbereitung erfolgt durch:

AStA Uni FfM 

JügelStraße 1 

6ooo Frankfurt/M. 

o6ll/ 77 75 75

Sozialistisches Büro
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VOLLVERSAMMLUNG
DER STUDENTENSCHAFT

'V o m  AStA wurden  b i s h e r  fo lgende  Themenv ors ch l äge  an die  F a c h s c h a f t e n  zur  Diskuss ion  

g e g e b e n :

Situation der f tochschuld idaktik  anjder TH

Hierzu muß bemerkt  werd en ,  d aß  die  Dekane d e r  F a ch b e r e i c he  16 b i s l9  im L eh r -  

S tu d ie n a u ss c h u ß  e inen An t rag  g e s te l l t  h a b e n ,  d a s  Zent rum fü r  Ho ch sc h u l d i da k t ik  

au fz u lö sen .  Wie v ie l l e i c h t  e in ige  S tuden ten  wi ssen ,  h a t  d a s  Zent rum bei de r  Be- 

r a ' i ung  der  F a c h s c h a f t e n  b ez üg l i c h  d e r  D u rc h fü h r u n g  von O r i e n t i e r u n g s e i n h e i t e n  

e ine  wich t ige  Rolle g e s p ie l t .  Wir d en k e n ,  d aß  die  S tu d e n t e n sc h a f t  e in k l a r e s  Votum 

fü r  d a s  Zent rum a u s s p r e c h e n  so l l t e .

Auswirkungen der Mittelkürzungenan der Hochschule

An v e r sc h ie d e n n e  F ac h b e r e ic h e n  wurden  vor  e i n i g e r  Zei t  Numeri C la u s i  e i n ­

g e f ü h r t .  Dies k a n n  a l s  d i r e k t e  Auswi rkung  d e r " k n a p p e n  Kassen"  de r  Hochschule 

ang e se h en  werd en .  Um ein l a n g f r i s t i g e s  Konzept an  d e r  TH zu d i s k u t i e r e n ,  d i e se r  

T a g e s o r d n u n g s p u n k t  au f  de r  Vol lve r sammlung .

-  Friedenbewegung an der THD

Wie ih r  v ie l l e i c h t  wiß t ,  wurden  vom AStA v e r sc h ie d e n e  V e r a n s t a l t u n g e n  zum 

Thema "Fr i ede n  und  A b rü s t un g"  im l e tz t en  Semester  d u c h g e f ü h r t .  Auf de r  VV sol l  

zu e inen  ü be r  die  F o r t f ü h r u n g  d ie se r  Arbe i t  gesp rochen  wer den ,  zum a n d e r n  ab e r  

nochmals  zu r  Demo am d a r a u f f o l g e n d e n  Donners t ag  a n l ä ß l i c h  des  NATO Gipfels  

in Bonn m ob i l i s i e r t  werden .

Diese T a g e s o r d n u n g s p u n k t e  s in d  n u r  ein V ors ch la g .  Wer In t e re ss e  h a t  an d e r  Vor­

b e r e i t u n g  de r  VV mi tzumachen ,  k a n n  s i ch  g e r n e  mit den Refe renten  im AStA in 

Verb indu ng  se tze n .  «

AStA
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Hochschulen^ ^i"  t>rWCp,cn ,ahrcn 11,11 Y,H ß«ltcn an den deutschen 
eher als n r ‘u Cn'Cn dcr ""»"wissenschaftlichen und technischen Fä-, 
stammlctwl,1 "h ■Vwllvcr,«»"ni|imgsrciJiicr und Asta-Refc.enten
sierte Stu.l. aus clc‘n geisteswissenschaftlichen Fakultäten. Politi-

■ ui cn, die die Arbeiterbewegung und den Klassenkampf un­
terstützen wollten, stürzten sich in das Studium der Gesellschaftswissen­
schaften. Im Dundcstagswahlkampf 1974 konnte Franz Josef Strauß sich 
bei seiner Aufzählung systemfeindlicher Akademiker beschränken auf: 
Politologen, Soziologen, Psychologen und Pädagogen. Die wenigen, vom 
politischen Trend mitgerissenen Naturwissenschafts- und Tcchnikstudcn- 
ten übten sich im Zerpflücken der poppcrschcn Erkenntnistheorie oder 
bereiteten sich in kleinen Zirkeln auf ihren langen Marsch durch das 
Management mit intensivem Seminarmarxismus vor. Über die Rolle von 
Naturwissenschaft und I cchnik vernahmen diejenigen, die in die Kapital­
schulungen marxistischer Hochschulgruppen kamen, in veränderter 
Wortwahl das, was sic im Deutsch- und Sozialkundcunterricht der Gym­
nasien bereits gehört hatten: an sich wertfrei und objektiv, kann durch die 
Herrschenden mißbraucht werden.

Während als Reaktion auf die erste Ölkrise eine der aus der Studentenbe­
wegung entstandenen K-Gruppcn eine bundesweite Kampagne für die 
revolutionäre Entfesselung von Wissenschaft und Technik startete1, be­
gannen bereits an einigen Hochschulen Naturwissenschaftcr, ihre fachli­
chen Fähigkeiten zur Unterstützung der jungen Umwcltbewegung als 
Bremsklotz für den bislang ungehinderten technischen Fortschritt einzu­
setzen.
Hervorstechendes Beispiel für das Zustandekommen des ökopolitischen 
Engagements von Naturwissenschaftern ist vielleicht die Entstehungsge­

schichte des kernkraftkritischen Projektes »SAIU« an der Universität 
Bremen (1972/73).
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Auf den Druck der Studentenbewegung, auf ihre Kritik am Elfenbein­
turm-Charakter des problemfernen Ausbildungsbetricbs wissenschaftli­
che! Hochschulen hm hatte man lur die frisch gegründete Universität 
Bremen das Projektstudium konzipiert. Hochschullehrer. Studenten und 
Dienstleistende sollten in drittclparitätischer Kooperation »zugunsten 
der Unterprivilegierten« (SPD) Forschung und Lehre an dringlichen, 
gesellschaftlich wichtigen Fragestellungen ausrichtcn.
Als man im Studiengang Mathematik. Physik, Elektrotechnik in begei­
sternder Auf bruchsstimm ti ng und gruppendynamisch günstiger Atmo­
sphäre beriet, was man tun könne, kam ein entscheidender Anstoß von 
außen.
An der Unterwescr, eine Autostunde entfernt von Bremen, hatte die 
niedersächsische Landesregierung 1971 den Bau des damals größten 
Atomkraftwerks der Welt beschlossen. Eine Handvoll Umweltschiitzer 
aus Bremen und Umgebung sammelte Unterschriften gegen das Vorha­
ben und erhob sachliche Einwände, welche die damals durch wissen­
schaftliche Einzelkämpfcr (wie Professor Karl Bechert) verbreiteten Ge­
genargumente umfaßten. Nun stand ein atomrechtlichcr Erörlerungstcr- 
min bevor, und um den Behördenexperten Paroli bieten zu können, 
wandten sich die aufmüpfigen Bürger an die Physik-Hochschullehrer der 
Reformuniversität. Die Anfrage führte schließlich zu dem ökopolitisch 
erfolgreichsten Projekt der bremer Universität.2

2 Das Projekt »Schadstoffbelastung am Arbeitsplatz and in der Indnstrieregion Unter- 
weiter« (SAIU) veröffentlichte später eines der ersten kcrnencrgickritischen Sachbü­
cher (»66 Erwiderungen«). entwickelte empfindliche Umwelt-Strahlenmeßgeräte, die 
unter anderm zur Aufdeckung des karlsruher Atommüllskandals von 1975 beitrugen, 
und sandte Gutachter und Sachbcistände zu zahlreichen Frörtcrungsterminen und 
Gerichtsverfahren an bundesrepublikanische Atomkraftstandorte. Fs soll nicht ver­
schwiegen werden, daß man zu Beginn des Projekts einige Schwierigkeiten damit hatte, 
die um ihre Freizeit-Gesundheit besorgten mittelständischen Bürger zur Gruppe der 
Untcrprivilcgicrten zu rechnen sowie sich über die Gefahren sozialistischer Radioakti­
vität zu einigen.
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Arbeitsgruppen von Naturwissenschaftern, die die Umweltschutzbewc- 
gung unterstützen wollten, bildeten sich Mitte der siebziger Jahre an 
vielen deutschen Hochschulen. Sic begannen, die von Industrie und 
Behörden verbreiteten Informationen über Umweltthemen, insbesonde­
re Kernkraft, zu prüfen und sammelten und recherchierten kritische 
naturwissenschaftlich-technische Arbeitsmaterialien.
Pate standen dabei die beißende Kritik der Studcntcnbcwcgung an der 
lebensfernen Bildungsfabrik Universität und die Atomkraftopposition 
gestandener Bürger, der 1975 mit der spektakulären wyhler Platzbcsct- 
zung ein (von den Achtundsechzigern woanders längst ersehnter) Durch­
bruch der massenpolitischen Schallmauer gelang.
Quasi verspätet hat(e die Studentenbewegung der Naturwissenschafter 
begonnen. Sie wurden jetzt mit ihren angestammten fachspezifischen 
Fähigkeiten politisch gebraucht und waren nicht mehr dazu verurteilt,
passive Gefolgsleute ihrer theoriciiberlegenen. redegewandten Kommili­
tonen der sozialwissenschaftlichen Fächer zu sein.
Das Engagement in der Bürgerinitiativbewegung hatte fiir die Naturwis­
senschafter auch eine cmanzipatorischc Nebenwirkung: cs lockerte den 
eintönigen Alltag eines mit abstrakten Logiken oder grauem Faktenwis­
sen vollgestopften Leistungsstudiums auf. Studenten, die Schwierigkeiten 
gehabt hatten, vor einem Dutzend Kommilitonen einen physikalischen 
Seminarvortrag zu halten, traten später in den entferntesten Gegenden 
als Hauptredner bürgerlicher Massenveranstaltungen auf.
In der Szene ökopolitisch engagierter Wissenschafter, der schon längst 
auch Ökonomen, Juristen. Forstleute und Soziologen angehören, besteht 
heute ein bundesweites Netz an Kontakten.
Man weiß, wo auf welchen Gebieten gearbeitet wird, kennt sich persön­
lich oder hat voneinander gehört, lädt sich zu Arbeitstreffen und Veran­
staltungen ein und tauscht mit der Selbstverständlichkeit derjenigen, die 
in einem Boot sitzen, Arbeitspapiere, Publikationen und Nachrichten 
aus.
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Die Bürgerinitiativen haben sehr schnell die politische Brisanz des von 
der Um geholten, vor Ort emgesctz.tcn behörden- und industriekritischen 
Wissenschafters erkannt. Wenn er bei Pro- und Kontradiskussionen 
-  etwa in der Anfangszeit des Kernkraftwiderstandes -  aufdeck.e daß 
Atomkraftwerkskamine doch nicht dem Ansaugen von F rischluft, son­
dern der Abgabe von Radioaktivität dienten, oder Plutonium aus hiesi­
gen Reaktoren sieh doch zum Bombenbauen eignete, schlug die Stim­
mung des Abends zugunsten der Bürgerinitiative um. Auch wenn er sich 
einmal im Rausch der überwallenden obrigkeitsmißtrauischen Stimmung 
auf rcaktortcchmschcs Neuland zu weit vorgewagt hatte und die Gegen­
seite ihn zurcchtwciscn konnte, endeten solche Informationsvcranstal- 
tungen häufig in aufruhrartigen Saaltumulten.'
Mit dem Fortschreiten der Ökologiebewegung weiteten sich auch weit 
über das Einsticgsthema Atomenergie hinaus die Sachgebiete aus für die 
wissenschaftliche Zuarbeit nötig war: sanfte Energictechnik. fossile
Kraftwerke, Encrgieversorgungsstrategie/-prognosen, Chemikalien in 
der Umwelt, Verkehrssysteme, Wasserhaushalt, industrielle und alterna-
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tive Landwirtschaft, Küstenschutz, Arbcilsmarktpolitik. Wirtschafts­
wachstum, Umwcltrccht, Ökologie im Unterricht. Heute gibt es an so gut 
wie allen Universitäten und auch an sonstigen, freieren Forschungsinsti­
tuten ökologisch engagierte Wissenschafter, die zum I cil eng mit Bürger­
initiativen Zusammenarbeiten oder deren Dachverbände beraten. Sic 
bestreiten Vortragsvcranslaltungen, publizieren Broschüren fiir den 
Markt der Büchertische, untersuchen verdächtige Umweltproben und 
werden zu Anhörungen und Gerichtsverfahren abgeordnet Ls braucht 
kaum erwähnt zu werden, daß die erfolgreichsten Bürgerinitiativen über 
eine fächerdeckende Klaviatur von persönlichen Kontakten zu Fachleu­
ten vcifügen. Oft sind Öko-Wissenschafter auch selbst aktive Mitglieder 
in einer Bürgerinitiative am Wohnort und bringen ihre fachlichen Kennt­
nisse oder ihre Fähigkeiten zu zicloricntieiter Arbeit und ideologieentla- 
slender Analyse unmittelbar ein.
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ökologisch engagierte Wissenschaft konnte keine Freizeitbeschäftigung 
bleiben. I)cm Know how der Arbeitsteams staatlicher Forschungsinstitu­
te. der geballten Gutachtermacht der Behörden war mittels Kreativität 
und ehrenamtlicher Begeisterung auf Dauer nicht standzuhaltcn. Vor 
allem im Rahmen von aufwendigen Anti-Kcrnkraft-Prozcsscn tauchte 
erster Bedarl an kontinuierlicher, verläßlicher Sacharbcit auf 
Auch konnten Wissenschafter-Gruppen, die mit zunehmender politischer 
Brisanz namentlich 'an die Öffentlichkeit traten, sich nicht immer auf 
wohlwollende Duldung ihrer Aktivitäten durch Lehrstuhlinhaber oder 
l niversjtatslcitung verlassen.4

J Das I tiloriurn Umweltschutz der Universität Heidelberg halte im Auftrag der 
Klager mil einem Radiobkulogiegutachtcn in den Wybl Prozeß cingegriffcn. Das für 
den geplanten Atommeiler als (icnehmigungsbehbide zuständige Ministerium forderte 
daraufhin die Univeisitülsveiwnltung auf. dem l utonum die organisatorische I inbin- 
iliing in die Universität zu entziehen Darüberhinaus winde gegen die ()ko-l orscher 
ein Prozeß wegen unzulässiger Veröffentlichung im Namen der Universität ange- 
stiengt Resultat war schließlich die Gründung des rechtlich selbständigen "Instituts für 
Energie und Umweltforscluing«. Heidelberg.

Schließlich hatten Studenten oder Doktoranden den verständlichen 
W unsch, ihre ökologisch engagierte Arbeit weiterzuführen und nicht eine 
berufliche Laufbahn in Industricmanagcmcnt oder der etablierten Auf­
tragsforschung cinschlagen zu müssen (wenn sie es hätten können).
So entstand mit politischer und teilweise materieller Unterstützung von 
Bürgerinitiativen eine Reihe von ökologischen Forschungsinstituten. 
Etwa zwei Dutzend sind heute in einem Dachverband organisiert, der 
»Arbeitsgemeinschaft ökologischer Forschungsinstitute (AGÖF)«.
Im Spektrum der etablierten Wissenschaft und Forschung nehmen die 
Unabhängigen Umwcltmstitute eine meist mißtrauisch beobachtete 
Randgruppenposition ein Bei geringer materieller und personeller Aus­
stattung sind sie mit einer alltäglich eintreffenden Fülle auskunft- und 
hilfeetheischender Bürgeranfragen und ökopolitischcr Abwehrkämpfe 
gegen Indnsttie und Behörde bis an die Grenzen ilnei Leistungsfähigkeit 
gefordeit Auf einer Gratwandertmg zwischen der Beschränktheit regel­
mäßiger Mitglieds- und Spcndenbeittägc und dem Abgrund finanzieller 
Abhängigkeit von staatlichen Foischungsaufträgen. die nach tagespoliti­
schen Launen gewährt werden oder nicht, versuchen sie. dem für alterna­
tive Projekte häufigen Weg des ökonomischen Scheiterns zu entgelten. 
Gilt es auf der einen Seite, geradlinig und effizient zu arbeiten, müssen 
zum phantasielosen Bottich der Gioßfoischungsntuhlen alternative Pot 
men für Entscheidungsfindung entwickelt und muß Raum für persönliche 
Entfaltung und Kreativität bewahrt werden.'
Ökologische Wissenschaftsinstitute müssen als längerfristiges Hauptziel 
Kompetenzen sowie altes und neues Wissen verteilen und dezentralisie­
ren helfen und dürfen sich nicht zu einsam vorgelagerten Inseln elitärer 
öko-F-orschcr entwickeln. Nicht zuletzt aus diesem Grund brauchen sie 
die tatkräftige Unterstützung der Bürgerinitiativen und allct derer sonst, 
die am Überleben des Planeten interessiert sind.
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Die aufkommendc Richtung ökologischer Wissenschaft und kritischer 
Forschung läßt fragen, wie tiefgreifend die neuen Ansätze sind, ob mit 
vielleicht neuen Zielsetzungen bewährte Methoden und innere Prinzipien 
abendländischer Wissenschaft besser angewendet werden solfcn. oder oh 
sie dabei sind, die Wissenschaftlichkeit selbst ins Wanken zu billigen. 
Der gelegentlich gebrauchte Ausdruck »kritische Wissenschaft« ist dabei 
bestimmt keine glückliche Wortschöpfung, erhebt doch die klassische, 
etablierte Wissenschaft mit ihrer Verklärung von Objektivität und Ratio­
nalität an sich einen obersten Anspruch auf Kritikfähigkeit. Worauf zielt 
die angewandte Kritik der alternativen ökologischen Wissenschaft? Was 
ist daran alternativ?

Wenn aufgedeckt wird, daß Kcrnfusionsforschcr bei ihtcr Öffentlich­
keitsarbeit noch ungelöste, schwerwiegende Umwelt- und Tcchnikpro- 
blcmc routinemäßig verschleiern, ist dies Kritik an der V e ran tw o r tu n g s ­

losigkeit und den Sclbstzwecktcndenz.cn des herrschenden W issenschafts­
betriebs.



Wenn Nachbarn einer Industrieanlage Qkn-Wissenschaftern piftverdäch 
tipe Bodenproben anvertranen mul diese brisante Meßergebnisse der 
Presse mittcilcn. so ist dies Kritik an der Hürperunzugänglichkcit des 
Wisscnsclinftsbctriebs und dessen obrigkeitsverhaftetem Hcrrschaftscha- 
raktcr.

Wenn dem Bürger in erschwinglichen Broschüren das Betriöbsrisiko 
einer Industrieanlage, die Ergebnisse ökologischer Forschungen, das 
Funktionieren von Umwcltmeßgcrätcn in verständlicher Sprache erläu­
tert werden, so ist dies Kritik am Flair von Computerrcchnungcn, an der 
Statussymbolik von Fachbcgtiffen. am hohen Roß der Wissenschaftlich­
keit.

Wenn enthüllt wird, daß die Industrielobby auf dds Arbeitsteam einet 
Reaktorsichcrhcltsstudic direkten Einfluß genommen und Irl deren Er­
gebniszusammenfassung bei der Zahl der Unfalltoten die Strahlenkrchs- 
fällc nicht berücksichtigt hat, so ist dies Kritik an der leichten Manipulier­
barkeit von Forschungsergebnissen gegenüber Laien und der Verfilzung 
von Wissenschaft mit den Interessen der Auftraggeber.

Wenn offengelcgt wird, daß sich Strahlenschutzkommissionen bei det 
Bestimmung von Dosisgrenzwerten orientieren an der volkswirtschaftli­
chen Minimierung der Gesamtkosten für aufzuwendende tndustricfiltcr- 
anlagen einerseits und verursachte Krankheits- und Todesfälle anderseits 
(Kosten für Behandlung, Rente und Vcrdienstausfall), sd Ist dies Kritik 
an den eindimensionalen, monetären Bewertungsmaßstäben einer der 
Umweltkriminalität nahekommenden wissenschaftlichen Beratungs­
praxis.

Wenn die bestehenden kcnntnislückcn über die wechselseitig sich Ver­
stärkende Zusammenwirkung chemisch, radiologisch und psychisch wir­
kender Umweltbelastung beschrieben werden, so ist dies Kritik an fach- 
bornierter Unfähigkeit, übergreifende Problcmzusammcnhänge zu er­
kennen und zu erforschen.

Wenn soziale und politische Folgewirkungen eines großtechnische!! 
Energie- oder Vcrkchrssystcms untersucht und sanftere Alternativen 
vorgestcllt werden, so ist dies Kritik an der großtechnologischen Ausrich­
tung von Forschungspolitik und der Vernachlässigung sozialer Rückwir­
kung von Technologie.
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Die Wissenschaftskritik der Oko-Bewegung hat ahgesetzt art den unsym­
pathischen, lebensfernen Erscheinungsformen, an der verantwortungslo­
sen Ergebnisumsetzung der Wissenschaft, an ihrer Vereinnahmbarkeit 
fiir die mächtigen Interessen der Megamaschine. Öko-Wissenschafter 
haben begonnen, bei Minderbewertung detailorientierter Exaktheit mit 
der Betonung umweit- und lebensschützender Werte nach inneren Fehl­
entwicklungen der Wissenschaftlichkeit selbst zu suchch. Eine Antwort 
zu finden, ist nicht einfach.

Welche verborgenen Beweggründe drängen Wissenschafter dazu, mit 
immer feineren analytischen Methoden die Natur zu zergliedern und 
durch theoretische Konstruktion von Modellen immer exakter berechen­
bar zu machen? Welcher Antrieb steckt hinter dem inneren Zwang, jede 
Qualität in Quantität zu verwandeln, hinter dem nicht enden wollenden 
Bemühen, die Materie in zunehmend kleinere Teile zu spalten (inzwi­
schen sind 200 Elementarteilchen bekannt) und das Funktionieren des 
Kosmos in einer Wellformcl physikalischer Symbole zu beschreiben?
Die durch gewaltige äußere Erfolge verdeckten inneren Entwicklungsge­
setze abendländischer Wissenschaftlichkeit haben meines Wissens weder 
bürgerliche Wissenschaftsthcorctikcr hoch historische Materialisten be­
friedigend erklären können.
Freilich gibt es sozialpsychologische Anzeichen dafür, daß Pcrsönlich- 
keitsstrukturen des Naturwissenschafters selbst die Fach- und Methoden­
entwicklung beeinflussen. Mit seinen Schwächen im zwischenmenschli­
chen Bereich sucht er mit Hilfe seiner hohen begrifflichen Intelligenz den

Ausgleich für soziale Benachteiligung irrt Erbringen geistiger Leistungen. 
Dabei wählt er Wissensgebiete aus, die subjektive, offenere Interpreta­
tionen und Debatten nicht zulassen, aber durch möglichst eindeutig 
festgclcgte Lcistungsqualitätsstandards eine indirekte Bestimmung der 
eigenen sozialen Position ermöglichen.
Mit Problemen individueller, persönlicher Art braucht sich ein Wissen­
schafter, der Objektivität Und Rafioüalltät Verpflichtet Ist, nicht zu befas­
sen. Er kommt am besten zurecht, wenn er sich mit abstrakter Wahrheits­
findung (Grundlagenforschung) oder der wissenschaftlich technischen 
Lösung von Zwcck/Mittcl/Problem befaßt, ohne sich als neutraler Exper­
te um die der Allgemeinheit zugängliche Bewertung und politische Fest­
legung von Zwecken oder Folgcwirklingen kümmern zu müssen.
Solche fein vernetzten Zusammenhänge erscheinen deshalb so verhäng­
nisvoll, weil der heimliche Lehrplan der modernen Naturwissenschaft die
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angelegten Pcrsönlichkcitsmerkmale (wie Sozialpsychologen beschrieben 
haben) in ihrer Einseitigkeit verstärkt. So ist cs glaubhaft, daß jahrzehn­
telange, hauptamtliche Beschäftigung mit nüchternen Rcchenmodellen, 
leblosen Meßapparaturen und wertfreien Einzclfakten die Menschen 
selbst gefühlsarm und unempfänglich für wertbezogenc Handlungsregeln 
machen kann.''
Daß die modernen Geisteswissenschaften von naturwissenschaftlichen 
Methoden und Denkansätzen in hohem Maß beeinflußt wurden, ist ein 
offenes Geheimnis. Einen solchen Teufelskreis zu überwinden, scheint 
der etablierte und in der Regel detailfixierte Wissenschaftsbetrieb an den 
Universitäten mit seinen verdeckten Konkurrenzmechanismen und Aus- 
leseprinzipien, mit seiner Akribie, Randbereiche der anerkannten For­
schung aus Angst vor dem kollegialen Vorwurf der Unwissenschaftlich­
keit zu meiden, wenig geeignet zu sein. Skeptisch gewordene Wissen­
schafter, die sich in überschaubaren Gruppen mit zusammenhängenden 
Systemen in Gesellschaft und lebendiger Natur befassen und Arbeitsstil 
und Ergebnisverwertung unter sich selbst abstimmen, könnten bei der 
Entwicklung einer neuen, Geist, Seele und Natur umfassenden Wissen­
schaft die ersten, praktisch gangbaren Schneisen schlagen.
Angesichts der bedrohlichen ökologischen Lage und der Schwierigkeit, 
neue Ideen durchzusetzen, werden sie dabei mit ihren Kollegen aus der 
herrschenden Wissenschaft auf gleicher Ebene noch manche harte De­
batte führen müssen.
Ohnehin müssen der zunehmend schwerer zu überwindende Wider­
spruch und die Vertrauenskluft zwischen etablierter Wissenschaft und 
dem in der Regel unkundigen Bürger dringend aufgelöst werden. Eine 
ökologische, soziale und populäre Natur- und Geisteswissenschaft könnte 
die autgetane Lücke anfüllen und ganzheitliches Wissen und Bewußtsein 
über Natur und Menschen verbreiten. Nur so kann es gelingen, von 
Menschen verursachte gesellschaftliche und ökologische Fehlentwicklun­
gen und Katastrophen auf Dauer wirksam auszuschließen.
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"Wir Untertanen" Bernd EngeLmann

Geschichte aus der Sicht der Unter- Warum nun diese Besprechung!
drückten!

Drastisch zeigt Engelmann, daß Geschich­
te nicht nur aus den "Streitereien" von 
Königen besteht und das Leben der Men­
schen in diesen Zeiten nichts von dem 
der Adligen hatte. Vor den eigenen Augen 
sieht man die Lei en und das St ben 
der einfachen Bauern und Arbeiter, die 
für die Interessen der Mächtigen kämpfen 
und arbeiten mußten.
Auch zeigt er uns die Versuche der Be­
herrschten sich aus ihrer Situation zu 
befreien.

Es wird über das Leben der Leibeigenen 

in ständiger Angst und Rechtlosigkeit 
berichtet.
Die Leibeigenschaft z.B. wurde erst zu 
Beginn des 19 Jahrhunderts abgeschafft, 
dies aber natürlich nicht freiwillig, 
sondern unter erheblichem Widerstand 

des Adels. Es zeigt uns den Verrat 

des Bürgertums an Arbeitern und Bau­
ernschaft in der Revolution von 1848 
die Bourgiosie beteiligte sich nach 
Erreichung der eigenen Ziele an der 
Niederschlagung der Weiterkämpfenden.

Das Buch umfaßt die Zeit des Mittel­
alters bis hin zum Ende des 1. Welt­
krieges.

Es werden keine Zahlen aneinanderge­
reiht, es werden H ntergründe und Zu­
sammenhänge der geschichtlichen Ent­
wicklung beschrieben.

In der Zeit wirtschaftlicher Krisen 
hören wir immer wieder Rückbesinnung auf 
preussische Tugenden, Pünktlichkeit 
(Gehorsam) Ordnung (Militarismus) u.ä. So 
hört man zum Beispiel jetzt öfters, der 
Führer der Militärdiktatur Argentiniens 
Galtierie, sei das Muster eines preusü- 

schen Soldaten.

Wenn man Engelmanns Buch gelesen hat, dann 
wird man dem zustimmen können, denn 
Preußentum bedeutet eben nicht Pünktlich­
keit, Ordnung, sondern Mord und Unter­

drückung, und der "Alte Fritz" oder sein 

Vater, der "Soldatenkonig" kannten keine 
Interessen als die Vermehrung ihrer Macht 
•u Zeiten ihrer Herrschaft verschlechterten 
sich die Lebensverhältnisse der breiten 
Massen.

Das Beispiel von oben zeigt einmal, wie ein­

fach es sich viele Menschen machen und 
Begriffe benutzen,ohne sich darum zu 
kümmern, was dahintersteckt; zum anderen 
ist hier ein Mann genannt, der mitverant­
wortlich ist für das, was sich der "Falk- 
land-Krieg" nennt. Dieser Krieg 
Beispiel -und in "Wir Untertanen" finden 
sich zahlreiche weitere-für eine Politik, 
die nicht im Interesse der Bevölkerung 
gemacht wirdj . o "Herrsche«", Politiker 
Menschen sterben lassen und dies nur der 
eigenen Machterhaltung und der Vertuschung 

innerpolitischer Probleme dient.

Solange Politik nicht von denen g«macht 
wird^die sie betrifft, bleibt dieses Buch 
aktuell.

Bernt Engelmann, Wir Untertanen, 

Fischer-Taschenbuch DM 9,80
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Am 3. Juni  82 v e r a n s t a l t e t  der  AStA de r  

TH e ine  P o d ium sd i skus ion  zum Thema:

"13. S c h u l j a h r  -  Reform oder  Veh ikel?!"  

Dabei  sol l  es um fo lgende  k u r z  b e s c h r ie b e n e  

I n h a l t e  gehen :

Der S t r e i t  um die Reform d e r  g y m n a s i a l e n  

O bers tu fe  i s t  schon so a l t ,  wie diesej ldee 

s e l b s t .  So wie es fü r  d ie e inen  ein 

S c h r i t t  zu r  e m a n z ip a to r i s c h e n  Bildurg 

w a r ,  so w e t t e r ten  d ie  a n d e r e n  geger |Gle ich-  

m a ch e re i ,  d a g e ^ g e n ,  d a ß  d ie  Q u a l i t ä t  de r  

s c h u l i s c h e n  B i ldung  v e rw a s c h e n  w ürde .

Heute werden  von v e r s c h i e d e n e r  Seite 

Symptome a n a l y s i e r t ,  d ie wohl te i lw e i se  

e i n e r  w i s s e n s c h a f t l i c h e n  B e g rü n d u n g  be ­

d ü r f e n  .

Die B eh a u p tu n g j  d ie  im Raum s te h t j  h e i ß t :  

A b i tu r i e n te n  s in d  heu te  "dümmer, ,  s p r i c h  

w en ige r  s t u d i e r f ä h i g ^  a l s  d a s  noch vor 

10 J a h r e n  d e r  F a l l  w a r .

Um in d ie  g an ze n  A rgum enta t ionske t ten^  

die von v e r s c h i e d e n e r  Seite in den Raum 

g e s t e l l t  wurden! e tw a s  zu e r h e l l e n ,  so l len  

fo lgende  F r a g e n b e r e i c h e  a n g e s p ro c h e n  

w e r d e n :

1. S ind die neuen  S tuden ten  t a t s ä c h l i c h  

" v e rm in d e r t "  s t u d i e r f ä h i g  u n d  wenn 

j a ,  wor in  l i e g t  d a s  b e g rü n d e t ?

2. Wie s i n d  d ie  R efo rm vorsch läge ,  eine 

e rh ö h te  S t u d i e r f ä h i g k e i t  zu b e w i rk e n ,  

l e t z t l i c h  zu bewer te n?

Diese V orsch läge  se ien  auch  k u r z  Umrissen:

-  A bschaf fung  des  13. S c h u l j a h r e s

-  E i n f ü h r u n g  e i n e r  S t u d i e n e i n g a n g s p h a s e

-  E in f ü h r u n g  von S t u d i e e i n g a n g s t e t s

-  U m s t r u k u r i e ru n g  des  Wahlsystems an

Wir e r w a r t e n  uns  von de r  Diskuss ion  

e inen  E ins t ieg  in e ine  q u a l i t a t i v e  

A u se in a n d e r s e t z u n g  ü b e r  d ie  S tu d ie n ­

reform an  den Hochschulen  sowie über  

die Reform de r  g y m n a s i a l e n  Ober ­

s tu fe .

Viele de r  V orsch läge  machen den E in ­

d r u c k ,  a l s  wolle man n u r  noch w eite re  

P rü fu n g e n  in d a s  Studium e i n b r i n g e n ,  

ohne s ich  v o rh e r  auch  n u r  a n n ä h e r n d  

«Gedanken ü b e r  de ren  S i n n h a f t i g k e i t  

gemacht  zu h a b e n .

Wir hoffen ,  d a ß  die i n h a l t l i c h e  Dis­

k u ss io n  dam it  e r w e i t e r t  w i rd .

B ishe r  h a b e n  fü r  d a s  Podium fes t  

z u g e s a g t :

H. Böhme ( P r ä s i d e n t  d e r  THD)

R. W agner  (MDL -  FDP)

H . L a u t e r b a c h  (MDL -CDU)

W . R e i c h e n b a c h e r  (GEW)

C . B a y e r  ( S t a d t s c h u l s p r e c h e r )

Mi.Siebei  (AStA THD)

W e i te rh in  v e r s u c h e n  wir  noch e inen  

V e r t r e t e r  de r  SPD zu g ew in n en .  |

momentan i s t  noch im G es p rä ch :  

P . B e n z ( S c h u l d e z e r n e n t  d e r  S t a d t  D a r m s t a d t )  

Die P o d iu m sd i sk u s s io n  f in d e t  s t a t t  am 

3.  Juni  82 um 1 9 . 3 0  Uhr  

im K ö h l e r s a a l  d e r  THD.

Und n a t ü r l i c h s e i d  i h r  a l l e  h e r z l i c h  

e i n g e l a d e n .

AStA de r  TH

den Schulen



SPD NEIGT NUN DOCH PRIVATER HCCKSCHtriE ZU

WITTEN/HERDECKE - Die Hochschulpolitiker der SPD-Fraktion des Düsseldorfer 
Landtags halben der nordrhein-westfälischen Landesregierung empfohlen, für 
die Gründung der geplanten privaten Hochschule in Herdecke (Ruhr) "grünes 
Licht“ zu geben. "Unverzichtbare Voraussetzung" für die Genehmigung sei 
aber, daß der' private Universitätsverein die an allen öffentlichen Hoch­
schulen gesetzlich vorgesehenen' Mitbestlmmungsregelungen anerkenne. Stu­
dienplätze dürften nicht käuflich sein, ebenso müsse sichergestellt sein, 
daß dem Land durch die Neugründung- keine Kosten entstünden, meinte der 
hochschulpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Franz-Josef Kniola, 
bei einer Volkshochschul-Veranstaltung am 11. Mal in Witten.

In der nun einjährigen Auseinandersetzung um die Anerkennung der geplanten 
Privatuniver3ität hatte vor allem der Deutsche 'Gewerkschaftsbund (DGB) we­
gen der unklaren Mitwirkungsregelung gegen die Genehmigung Front gemacht. 
Es dürfe nicht zu einer "konzerneigenen" Hochschullandschaft in Nordrhein- 
Westfalen kommen. Auch Innerhalb des SPD-Praktionsvorstandes und von Re­
gierungsmitgliedern waren Bedenken geäußert worden (vgl. 16/82 S. 12 f). 
Kniola erklärte jetzt in Witten: "Wir wollen in Nordrhein-Westfalen keine 
industriebestimmten Berufsakademien wie in anderen Bundesländern". Die 
SPD habe "grundsätzliche Skepsis" gegen private Hochschulträger. Viele 
Befürchtungen hätten sich jedoch bei dem- Herdecker Projekt ausräuir.en las­
sen, Bel derAnerkennung müsse aber der "modellhafte Charakter" der Hoch- 
achul grün düng- hervorgehoben werden. Gleichwohl räumte Kalo a ein, daß er 
kaum Chancen für eine Ablehnung sehe. Ohne Änderung der Lochschulgesetze 
würde das Land eine Klage verlieren.

Die Gründung- von mehr privaten Universitäten müsse möglich sein, meinte 
dagegen der stellvertretende rheinische CDTJ-Landesvorsitzende, Lothar 
Theodor Lemper. Der Wettbewerb fordere die staatlichen Hochschulen heraus. 
Die Landesregierung hebe viel zu defensiv auf "Ideen und Engagement" des- 
Herdecker üniversitätsvereins: reagiert, Lemper wie auch die FDP-Polltlke- 
rln Silke Gerigk-Groth warfen Ministerpräsident Joheuines Rau vor, daß er 
die Anerkennung des Herdecker Projekts absichtlich verzögere. Anders als 
bei Wirtschaftsverbänden stünden hier "ideelle Ziele* 1m Vordergrund, 
meinte die 'FDP-Vertreterin weiter,. Die Privatinitiative sei ein interes­
santer. Versuch, vom Bild "des forschenden Beamten" einmal wegzukommen.

Für den Hterdecker Universitätsverein versicherte der Arzt Konrad Schily, 
die neue Hochschule werde von ihrer wissenschaftlichen Ausrichtung her

für alle Theorien offen sein und sich nicht ausschließlich am anthroposo­
phischen Weltbild zu orientieren.

Hoch  -  

pe/iiische

Nach­

richten

wentger: a bb r e c h e r  u n ter - ba fö g - stttdenten

BONN - Studenten, die Ausbildungsförderung (Bafög) erhalten, brechen nach 
Feststellungen des Bundesbildungsministeriums ihr Studium in geringerem 
ümfang ab als der Durchschnitt aller Studierenden. In ihrer Antwort auf 
eine ünionsanfrage verwies die Bundesregierung jetzt auf entsprechende 
Untersuchungen über Studienverlauf und Berufseintritt von Hochschulabsol­
venten und Studienabbrechern im Jahr 1979. Darnach waren etwa 13 Prozent 
aller befragten Exmatrikulierten am wissenschaftlichen Hochschulen und et­
wa- 8,3 Prozent an Fachhochschulen Studienabbrecher. Bei ehemaligen Bafög- 
Empfängera, die die Hochschule verlassen hatten, lag die Abbrecher-guote 
dagegen nur bei 11,9 bzw. 7,5 Prozent. Insgesamt sei der Anteil der Bafög- 
Geförderten unter den erfolgreichen Hochschulabsolventen größer als der 
bei. jenen, die ihr Studium aufgegeben hätten, hieß ea in der Antwort. Be­
sorgt sprach die Bundesregierung in diesem Zusammenhang über die sich in 
jüngster Zeit häufenden Versuche, die staatliche Ausbildungsförderung 
durch nicht belegbaire Vermutungen ader Unterstellungen "ins Zwielicht zu 
bringen". Sie wies "ungerechtfertigte Angriffe auf das Bafög mit Nach­
druck“ zurück.

BSW: SOZIAL ERLÄGE- DER" STUDENTEN VERSCHLECHTERT /

BONN - Die soziale Lage der Studenten in der Bundesrepunlik hat sich nach 
Auffassung des Deutschen Studentenwerks (DSWj in den letzten Jahren deut­
lich verschlechtert. Bei der Vorlage des Jahresberichts des Studentenwerks 
erklärte DSW-Präsident Prof. Hans-Ernst Folz am 29. April vor Journalisten 
in Bonn, die Schere zwischen Lebenshaltungskosten und Studentenförderung 
habe sich weiter, geöffnet, die Wohnraumversorgung für die Studierenden sei 
prekärer geworden, die Preise für da3 Mensaessen hätten spürbar - teilwei­
se bis zu 3o Prozent - erhöht werden müssen. Polz merkte dabei kritisch

am, daß alle Länder ihre Zuschüsse an die Studentenwerke für das Mensa­
essen in diesem Jahr nicht der Kostenentwicklung entsprechend erhöht, son­
dern teilweise soaar noch gekürzt hätten.

Rund 2oo Studenten der Universität Bremen haben nach Angaben der Polizei 
am 27. April den Amtssitz des Bremer Finanzsenators besetzt. Ein Sprecher 
des Allgemeinen Studentenausschusses (AStA) der Hochschule sprach dagegen 
von 4oo bis 5oo Beteiligten. Nach Angeben des AStA-Sprechers richtete 
sich die Aktion der Studenten gegen die Erhöhung der Sozialwerksgebühren, 
die zunt jetzt begonnenen Scmmersemester von bisher zwölf auf 24 Mark pro 
Semester erhöht worden waren. Uber 1.ooo Studenten der Bremer Universität 
— nach Angaben eines Boykottrats sogar 1.7oo - haben sich bisher gewei­
gert, die erhöhten Gebühren zu. bezahlen. Wissenschaftssenator Horst-Werner 
Franke '(.SPD) erklärte in einer Presseinformation, wer seine Sozialwerksge— 
bühren nicht in voller Höhe bezahle, "verzichtet auf seine Rechte als 
Student
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